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157. Verordnung: Einhebung der Fondsbeiträge nach dem Wohnhaus-Wiederaufbaugesetz.
1 5 8 . Kundmachung: Feststellung des Verfassungsgerichtshofes über die Zuständigkeit zur Vollziehung in Ange-

legenheiten der Heil- und Pflegeanstalten.

1 5 7 . Verordnung der Bundesregierung
vom 18. Juli 1950, betreffend die Ein-
hebung der Fondsbeiträge nach dem Wohn-

haus-Wiederaufbaugesetz.

Auf Grund des § 14 Abs. 4 des Bundesgesetzes
vom 16. Juni 1948, BGBl. Nr . 130, betreffend
die Wiederherstellung der durch Kriegseinwir-
kung beschädigten oder zerstörten Wohnhäuser
und den Ersatz des zerstörten Hausrates (Wohn-
haus-Wiederaufbaugesetz) wird mit Zust immung
des Hauptausschusses des Nationalrates ver-
ordnet :

§ 1. (1) Eine Baulichkeit dient überwiegend
Wohnzwecken, wenn die Nutzfläche aller W o h -
nungen größer ist als die Nutzfläche aller zu ge-
werblichen oder beruflichen Zwecken dienenden
Räume (Geschäftsräume). Bei dieser Berechnung
bleiben die übrigen, der gemeinsamen Benützung
der Wohnungs- und Geschäftsinhaber dienenden
Flächen, wie Keller, Stiegenhaus, Dachboden,
Aufzüge, Waschküchen, Trockenböden sowie die
nicht der gemeinsamen Benützung dienenden
Keller- und Dachbodenabteile, soweit sie nicht
zu gewerblichen oder beruflichen Zwecken be-
st immt sind, außer Betracht.

(2) Befinden sich auf einer Liegenschaft (Grund-
buchskörper) mehrere Baulichkeiten, so ist die
Beitragspflicht für jede dieser Baulichkeiten ge-
sondert zu beurteilen.

(3) Befinden sich in einem Wohnhaus Miet-
räume, die hinsichtlich der Mietzinsbildung den
Bestimmungen des Mietengesetzes unterliegen
und solche, die nicht unter diese Bestimmungen
fallen, so gilt für die Berechnung des Beitrages
hinsichtlich der erstgenannten Mieträume § 7
Abs. 1 Z. 2 lit. a, für die Berechnung des Bei-
trages hinsichtlich der letztgenannten Räume
§ 7 Abs. 1 Z. 2 lit. c des Gesetzes.

(4) Die Wiederherstellung eines Wohnhauses
gilt mi t dem Tage der rechtskräftigen Erteilung
der baubehördlichen Bewohnungs- und Benüt-
zungsbewilligung, in Ermangelung einer solchen
mi t dem Tage der Vollendung der Wieder-
herstellungsarbeiten als beendet.

§ 2. (1) Die Bemessungsgrundlage des Beitrages
bildet:

a) in den Fällen des § 7 Abs. 1 Z. 2 lit. a des
Gesetzes der Jahresmietzins für 1914 (§ 2
Z. 1 lit. a Mietengesetz);

b) in den Fällen des § 7 Abs. 1 Z. 2 lit. b des
Gesetzes der auf Grund der Bestimmungen
des Bewertungsgesetzes zum Beginn des
Kalenderjahres, für das der Beitrag zu er-
heben ist, maßgebliche Einheitswert des
Grundstückes;

c) in den Fällen des § 7 Abs. 1 Z. 2 lit. c
des Gesetzes der gesamte Jahresmietzins 1947;
wenn nur einzelne Mieträume des W o h n -
hauses dieser Bestimmung unterliegen (§ 1
Abs. 3), der auf diese Räume entfallende
gesamte Jahresmietzins 1947;

d) in den Fällen des § 8 Abs. 1 des Gesetzes
der am 1. Juni 1948 unberechtigt aus-
haftende Betrag des Hypothekardar lehens;

e) in den Fällen des § 8 Abs. 2 des Gesetzes
der nach dem 1. Juni 1948 fällig werdende
Kapitals- u n d Zinsenbetrag des H y -
pothekardarlehens;

f) in den Fällen der Benützung einer W o h -
nung oder eines Geschäftsraumes durch
den Eigentümer des Hauses der Jahresmiet-
zins für 1914 und in Ermangelung eines
solchen, der der Einkommensteuer zu-
grunde zu legende Nutzungswer t .

(2) Bei der Berechnung des Beitrages sind
Groschenbeträge eines Jahresmietzinses zu ver-
nachlässigen. Die sich ergebenden Beiträge sind
auf Schillingbeträge nach unten abzurunden.

§ 3. (1) Die Veranlagung und Einbringung der
nach § 7 Abs. 1 Z. 2 und § 8 des Gesetzes zu
entrichtenden Beiträge obliegt für das gesamte
Bundesgebiet einem in Wien zu errichtenden
Finanzamt.

(2) Die gemäß § 7 Abs. 1 Z. 2 und § 8 des
Gesetzes zu entrichtenden Beiträge sind v o n den
beitragspflichtigen Eigentümern und Pfand-
gläubigern in einer Beitragserklärung grund-
sätzlich selbst zu berechnen u n d an das Finanz-
amt (Abs. 1) abzuführen. Eine bescheidmäßige
Festsetzung (Berichtigung) von Beiträgen hat nur
zu erfolgen, wenn t ro tz Aufforderung eine Bei-
tragserklärung (Veränderungsanzeige) nicht ab-
gegeben wurde oder der erklärte Beitrag vom
Beitragspflichtigen unvollständig oder unrichtig
ermittelt wurde.

§ 4. (1) Die beitragspflichtigen Eigentümer und
Pfandgläubiger sind verpflichtet, für jedes Wohn-
haus, für jedes Grundstück und für jede Pfand-
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forderung eine Beitragserklärung unter Ver-
wendung der amtlich aufgelegten Vordrucke in
zwei Gleichschriften auszufertigen und an das
Finanzamt (§ 3 Abs. 1) zu übersenden. Befinden
sich auf einer Liegenschaft mehrere Wohnhäuser
(§ 1 Abs. 2), dann ist für jede dieser Baulich-
keiten eine gesonderte Beitragserklärung ab-
zugeben. Mehrere Schuldforderungen eines Pfand-
gläubigers können in einer Erklärung zu-
sammengefaßt werden. Beide Gleichschriften sind
von den Mietern und Hypothekarschuldnern
mitzufertigen. Wird die Mitfertigung verweigert,
so ist dies auf der Erklärung vom Eigentümer
oder Pfandgläubiger zu vermerken.

(2) Eigentümer von Baulichkeiten, von Grund-
vermögen, von Betriebsgrundstücken, die mit
Wohnhäusern bebaut sind, und Pfandgläubiger,
die sich aus einem der im Gesetz angeführten
Gründe für nicht beitragspflichtig halten, ge-
nügen ihrer Erklärungspflicht durch Erstat tung
einer an das Finanzamt gerichteten Mitteilung,
aus welchem dieser Gründe sie die Beitragspflicht
nicht als gegeben erachten. Von dieser Mit-
teilungspflicht sind die im § 2 lit. a und b und
im § 12 des Gesetzes genannten Eigentümer
befreit.

(3) Die Erk lärungen über Beiträge gemäß § 8
Abs. 1 u n d Abs. 2 lit . b des Gesetzes sind spä-
testens bis 15. des zweitfolgenden Monates nach
beendeter Wiederhers te l lung des Wohnhauses
(§ 1 Abs. 4), alle anderen Erk lä rungen bis
15. September 1950 dem Finanzamt (§ 3 Abs. 1)
zu übersenden.

(4) Die Beitragspflichtigen sind ferner ver -
pflichtet, jede Ä n d e r u n g im U m f a n g der Bei-
tragspflicht oder in der Person des Beitrags-
schuldners bis zu dem der Ä n d e r u n g nächst-
folgenden Fäll igkeitszeitpunkt (§ 5 Abs. 1) in
zwei Gleichschriften dem Finanzamt (§ 3 Abs. 1)
anzuzeigen. Die Bes t immungen des Abs. 1 über
Mitfer t igung u n d Verweigerung derselben finden
Anwendung . Die durch die Ände rung der Bei-
tragsgrundlagen bedingte Ä n d e r u n g des Beitrages
w i r k t von dem Monatsers ten an, der auf den
die Ände rung begründenden Ums tand folgt.

(5) Die Eigentümer von wiederhergestell ten
Wohnhäuse rn (§ 8 Abs. 1 und Abs. 2 lit. b des
Gesetzes) sind verpflichtet, b innen zwei Wochen
nach beendeter Wiederhers te l lung (§ 1 Abs. 4)
hievon das F inanzamt (§ 3 Abs. 1) und den H y -
pothekargläubiger zu verständigen.

(6) Auf die Erk lä rungen gemäß Abs. 1 u n d 2,
auf die Veränderungsanzeigen gemäß Abs. 4
und auf die Vers tändigungen gemäß Abs. 5
finden die Bes t immungen der §§ 166 bis 174 der
Abgabenordnung Anwendung .

§ 5. (1) Die selbst berechneten Beiträge sind an
das F inanzamt (§ 3 Abs. 1) abzuführen, u n d
zwar in den Fällen des § 7 Abs. 1 Z. 2 des
Gesetzes in vier in der Regel gleichen Tei lbet rä-
gen jeweils am 15. Jänner , 15. Apri l , 15. Jul i u n d
15. Ok tobe r , der Beitrag gemäß § 8 Abs. 1 des
Gesetzes bis z u m 15. des zweitfolgenden Mona -

tes nach beendeter Wiederhers te l lung des W o h n -
hauses, die Beiträge gemäß § 8 Abs. 2 des Ge-
setzes jeweils bis 15. März des folgenden Jahres
für die im vergangenen Jahr fällig gewordenen
Kapitals- u n d Zinsbeträge. I m Laufe eines Bei-
tragsjahres e int re tende Ände rungen im Beitrags-
ausmaß (§ 4 Abs. 4) sind am nächsten Fällig-
kei ts termin auszugleichen.

(2) De r auf die Mona te Jul i bis einschließlich
O k t o b e r 1950 entfallende Teil des Jahresbei tra-
ges gemäß § 7 Abs. 1 Z. 2 des Gesetzes ist
bis z u m 15. O k t o b e r 1950 abzuführen. Die Bei-
träge gemäß § 8 Abs. 2 des Gesetzes für die bis
31 . Dezember 1949 fällig gewordenen Kapitals-
und Zinsbeträge sind bis 15. O k t o b e r 1950, die
Beiträge für die wei terhin bis 31 . Dezember 1950
fälligen Kapitals- u n d Zinsbeträge bis 15. März
1951 abzuführen. D e r einmalige Beitrag gemäß
§ 8 Abs. 1 des Gesetzes ist bis 1.5. O k t o b e r 1950
abzuführen, w e n n seine Fälligkeit gemäß Abs. 1
bis z u m 31. August 1950 bereits e ingetreten war.

§ 6. (1) Die Best immungen des d r i t t en Teiles
der Abgabenordnung (Strafrecht und Strafver-
fahren) finden keine Anwendung .

(2) Liegen einem Bescheid des Finanzamtes
über die Festsetzung v o n Beiträgen nach § 7
Abs. 1 Z. 2 u n d § 8 des Gesetzes Feststellungen
zugrunde , die von anderen Behörden zu treffen
sind, so k a n n die Beitragsfestsetzung nicht mi t
der Begründung angefochten werden, daß die
von der anderen Behörde getroffene Entschei-
dung unzutreffend ist.

Figl Schärf Helmer Tschadek
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Kolb Waldbrunner Gruber

1 5 8 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 22. Juli 1950, betreffend die Fest-
stellung des Verfassungsgerichtshofes über
die Zuständigkeit zur Vollziehung in Ange-
legenheiten der Heil- und Pflegeanstalten.

Gemäß § 56 Abs. 4 des Verfassungsgerichts-
hofgesetzes 1930, BGBl. Nr. 127, wird der fol-
gende Rechtssatz kundgemacht, in dem der Ver-
fassungsgerichtshof die Feststellungen seines
Erkenntnisses vom 30. Juni 1950, K II-2/50-13
zusammengefaßt hat.

„Die Erteilung der Genehmigung zur Er-
richtung, Übertragung, Erweiterung, Verlegung,
Verpachtung, Änderung der Bezeichnung und
Erweiterung des Berechtigungsumfanges einer
Privatheilanstalt, die sanitätsbehördliche Ge-
nehmigung der Betriebsanlage einer solchen An-
stalt und die Genehmigung der Bestellung ihres
leitenden Arztes sind Angelegenheiten, hinsicht-
lich welcher nach dem gegenwärtigen Stande der
Kompetenzverteilung gemäß Artikel 12 Abs. 1
Ziffer 2 des Bundes-Verfassungsgesetzes in der
Fassung von 1929 die Vollziehung den Ländern
zusteht. Die Erstellung der Tarife der für diese
Genehmigung zu entrichtenden Verwaltungs-
abgaben ist Landessache."
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